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Hermann Scheurer, Nagold

Einleitung

Um unnötige Wiederholungen
in den Einzelbeiträgen zu ver-
meiden, wird ein allgemeiner
Abriß über die Ursachen, Vor-
aussetzungen und den wesent-
lichen Verlauf der Revolution
vorangestellt. Die in den Ein-
zeldarstellungen vorkommen-
den Ereignisse können dann in
den Gesamtverlauf der Revo-
lution eingeordnet und besser
verstanden werden.

Allgemeine Voraussetzungen
der Revolution

Schon seit Jahren vor der Re-
volution hatte es Forderungen
nach freierer Gestaltung des
staatlichen und gesellschaftli-
chen Lebens, sowie nach ei-
nem Zusammenschluß der 39
Staaten des Deutschen Bundes
zu einem deutschen National-
staat gegeben. Ludwig Uhland
hatte es in einer Adresse an die
Ständekammer des Landtags
so formuliert:
„Es fehlt die volksmäßige
Grundlage, die freie Selbst-
tätigkeit des Volkes, die Mit-
wirkung seiner Einsichten und
Gesinnungen bei der Bestim-
mung seines staatlichen Le-
bens.“
Im einzelnen gehörten zu die-
sen Forderungen die Ab-
schaffung der Zensur, Presse,
Versammlungs- und Vereins-
freiheit, Öffentlichkeit und
Mündlichkeit der Rechtspfle-
ge und volksnahe Rechtspre-

chung durch Einführung von
Geschworenengerichten, all-
gemeine Volksbewaffnung,
damit,“ wie Uhland es formu-
lierte, „nur solche Kriege ge-
führt werden, die das Volk für
nötig erkennen muß.“
Weitere Forderungen betrafen
die Abschaffung des Gehei-
men Rates, einer Institution
noch aus alt-württembergi-
scher Zeit und die Beseitigung
der ersten Kammer des Land-
tages, in der die Prinzen des
königlichen Hauses, die Stan-
desherren, sowie vom König
ernannte Mitglieder vertreten
waren. Ferner wurde verlangt
die Abschaffung von Apana-
gen (Zuwendungen an nicht-
regierende Mitglieder von
Fürstenhäusern und Adelsfa-
milien) und von hohen Pensio-
nen. Für bessere Volksbildung
sollte gesorgt werden. Ge-
meinden und Gebietskörper-
schaften sollten volle Unab-
hängigkeit erlangen. Das le-
benslängliche Mandat für Ge-
meinderäte und andere kom-
munale Amtsträger sollte ab-
geschafft werden und an sei-
ne Stelle das Prinzip der Wahl
auf Zeit treten. Diese letztere
Forderung spielte bei den mei-
sten Unruhen in der Folgezeit
im Kreis Calw eine beträcht-
liche Rolle.
Die meisten dieser Forder-un-
gen wurden vor allem vom
städtischen Bürgertum getra-
gen. Aber auch in der bäuerli-
chen Bevölkerung gärte es.
Hier ging es vor allem um die
Abschaffung der immer noch

bestehenden Standesvorrechte
des Adels. Dazu gehörten un-
ter anderem das Jagd-recht des
Adels auf fremdem Grund und
Boden; ebenso waren Adelige
von Steuern und Militärdienst
befreit. Besonders wichtig für
die von einer Grundherrschaft
ab-hängigen Bauern (wie etwa
in Berneck und Uberberg) war
die Abschaffung von Zehnt-
verpflichtungen und von teil-
weise immer noch bestehen-
den Frondiensten, sowie von
Gülten (Besteuerung von
Grund und Boden). Staatliche
Grundstücke sollten gleich be-
handelt werden wie private.
Im Handwerk wurde unter an-
derem gefordert, das Gewer-
be durch Schutzzölle gegen
die ausländische Kon-kurrenz
zu schützen. Staatliches Mo-
nopol bei einigen Gewerben
sollte aufhören und das Hau-
sieren sollte verboten werden.
Spezielle Probleme gab es im
Schwarz-wald, wie aus einem
dicken Aktenbündel im
Hauptstaatsarchiv Stuttgart
mit dem Titel „Waldfrevel im
Schwarz-wald“ (HStA Stutt-
gart Signatur 301, Faszikel
241) hervorgeht. Indirekt kann
daraus erschlossen werden,
wo es hier noch besonderen
Grund zur Unzufriedenheit
gab. Als solche Waldfrevel
werden angegeben: die Bewei-
dung junger Kulturen, das
Wildern in den Staatswäldern,
Holzdiebstahl, Bedrohung des
staatlichen Forstpersonals und
so weiter. Ein Schwerpunkt
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solcher „Frevel“ war Pfalzgra-
fenweiler, wohin zum Schutz
der Wälder 200 Mann könig-
licher Truppen geschickt wur-
den. Das Forstamt Wildberg
veröffentlichte in diesem Zu-
sammenhang am 2.Mai 1848
im Nagolder Intelligenzblatt
eine Er-klärung, in der einer-
seits Erleichterungen für die
bäuerliche Bevölkerung und
eine Amnestie für begangene
„Frevel“, andererseits harte
Strafen für zukünftige Verge-
hen angekündigt wurden.
Das zweite große Anliegen der
Revolutionäre von 1848/49,
die Umwandlung des deut-
schen Bundes von 39 weitge-
hend souveränen Staaten in
einen deutschen Nationalstaat,
spielte bei den revolutionären
Forderungen in unserer Ge-
gend eine relativ geringe Rol-
le. Als im späteren Verlauf der
Revolution die Abschaffung
der Monarchie und die Einfüh-
rung der Republik gefordert
wurde, gab es für letzteres im
länd-lichen Bereich nur sehr
wenige Befürworter.
Etwas anders sah es in dieser
Hinsicht in den Städten aus,
wo die Frage Monarchie oder
Republik zunehmend häufiger
diskutiert wurde.

Ein kurzer Abriß des Ver-
laufes der Revolution

Vorboten der Revolution gab
es schon 1846 und 1847, als
es infolge von Mißernten zu
„Hungerkrawallen“ an eini-
gen Orten des Landes kam.
Am 22.Februar 1848 brach in
Frankreich die Revolution aus.
Der König wurde abgesetzt
und die Republik ausgerufen.
überall in Baden und Würt-

temberg fanden Bürgerver-
sammlungen statt, in denen die
erwähnten liberalen, politi-
schen und sozialen Forderun-
gen erhoben wurden, die dann
oft in entsprechenden „Adres-
sen“ an den Landtag gingen.
Eine der ersten Versammlun-
gen dieser Art in unserer Ge-
gend fand am 8.1.1848 in
Rohrdorf statt. (Näheres dazu
in dem Artikel über Altensteig
und Berneck.)

Am 1.März wurde die Presse-
zensur aufgehoben. Am
9.März 1848 setzte König Wil-
helm I. ein neues, liberales,
später „Märzministerium“ ge-
nanntes Kabinett unter dem
gemäßigten Liberalen Fried-
rich Römer ein. In den folgen-
den Monaten spaltete sich die
revolutionäre Bewegung in
eine gemäßigte, konstitutio-
nelle Richtung, die meist in
„vaterländischen Vereinen“
und in eine demo-kratische,
republikanische Richtung, die
oft in „Volksvereinen“ organi-
siert war. Die neue Regierung
beschloß in ziemlich rascher
Folge die Verabschiedung ei-
niger freiheitlicher Gesetze,
unter an-derem die Versamm-
lungsfreiheit, die Aufstellung
von Bürgerwehren und die
Ablösung der noch bestehen-
den Feudallasten. Das schnel-
le Nachgeben der Stuttgarter
Regierung war der Haupt-
grund dafür, daß es in Würt-
temberg zu keinen größeren
Aufständen wie etwa in Baden
kam. Ende April fanden die
Wahlen zur verfassunggeben-
den Nationalversammlung in
Frankfurt statt, im Mai die
Neuwahlen zur Ständekammer
des Landtags in Stuttgart. Bei

der Frage „großdeutsch“
(Deutschland unter österrei-
chischer Führung) oder
„kleindeutsch“ (Deutschland
unter preußischer Führung
unter Ausschluß Österreichs)
stimmten die meisten der 28
württembergischen Abgeord-
neten für die „großdeutsche“
Lösung.

Am 1.1.1849 traten die Grund-
rechte in Kraft, im März 1849
war die Verfassung vollendet.
Zum Oberhaupt des neuen
deutschen Staates wurde Kö-
nig Friedrich Wilhelm von
Preußen gewählt. Dieser lehn-
te die angebotene Kaiserkro-
ne ab. Damit war der Versuch
der Gründung eines deutschen
Nationalstaates im Grunde
gescheitert. In Baden, Sachsen
und der Pfalz kam es darauf-
hin zu Aufständen, auch in
Württemberg gab es einige
kleinere Aufstandsversuche,
darunter im nördlichen
Schwarzwald, der unter ande-
rem das Ziel hatte, durch ei-
nen Zug nach Stuttgart den
König und die Regierung zur
Anerkennung der Frankfurter
Verfassung zu zwingen. (Nä-
heres dazu im Artikel „Auf-
standsversuch im nördlichen
Schwarzwald“). In den folgen-
den Wochen löste sich die Na-
tionalversammlung auf. Ein
kleinerer Teil (104 von 585
Abgeordneten), vorwiegend
republikanisch gesinnte Abge-
ordnete, setzten ihre Be-ratun-
gen in Stuttgart fort; sie wur-
den aber auch hier am 18.Juni
vertrieben. Einige von ihnen
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zogen am 21.6. durch Calw.
Dabei hielten Präsident Löwe
und ein wei-terer Abgeordne-
ter, wie es im späteren Unter-
suchungsbe-richt heißt, „in
hohem Grade aufreizende Re-
den, die auf die Calwer Demo-
kraten einen mächtigen Ein-
druck gemacht haben“ (nähe-
res dazu im Artikel: Die Ereig-
nisse in Calw ... ).
Im folgenden werden wich-
tige Ereignisse der Revoluti-
on von 1848/49 im (heutigen)
Kreis Calw zusammengestellt.
Daß auch Neuenbürg dabei
erscheint, hängt damit zusam-
men, daß bei der Wahl zur
Frankfurter Nationalversamm-
lung die damaligen Oberämter
Calw und Neuenbürg einen
Wahlbezirk bildeten. Auch bei
dem Artikel über den Auf-
standsversuch im Juni 1849
mußten auf Grund der über
den Kreis hinausreichenden
Vorgänge weitere Gebiete mit
einbezogen werden.

Mitteilung über die Aufhebung
der Pressezenzur
(Der Enzthäler No.19. vom
4.März 1848)
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